Geschaftsordnung des Zweckverbands

zur Wasserversorgung der Seybothenreuther Gruppe

vom 10. Juli 2014

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Seybothenreuther Gruppe gibt sich aufgrund Art.
26 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 45 Abs. 1 GO und 810 Abs.1 Nr. 7 der
Verbandssatzung durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 09.07.2014 die folgende

Geschaftsordnung (GeschO):
I. Die Verbandsversammlung und ihre Ausschuisse

8 1 Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des Zweckverbandes nach Art. 34 Abs. 2
KommZG und 8 10 der Verbandssatzung wabhr.

§ 2 nicht belegt

§ 3 Weitere Ausschiisse
(1) Die Verbandsversammlung kann Ausschusse jederzeit bilden und auflsen.

(2) Die Verbandsversammlung bildet zur Mitwirkung bei der Erledigung ihrer Aufgaben einen
Rechnungsprifungsausschuss, bestehend aus drei ehrenamtlichen Verbandsmitgliedern. Den
Vorsitz hat ein aus den Reihen der Ausschussmitglieder bestimmtes Mitglied. Der Ausschuss ist
vorberatend tétig, soweit die Verbandsversammlung selbst zur Entscheidung zusténdig ist.

(3) Das Aufgabengebiet des Ausschusses ergibt sich aus der Geschéaftsordnung, soweit es nicht
durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt ist.



8§ 4 Verbandsrate

(1) Den Verbandsraten stehen in Verbandsangelegenheiten Befugnisse auRer der Teilnahme an
der Verbandsversammlung nur zu, wenn und soweit ihnen bestimmte Angelegenheiten
ausdrucklich tbertragen werden.

(2) Uber die Gewahrung von Akteneinsicht an  Verbandsrate und deren
Stellvertreter/Stellvertreterinnen entscheidet der Verbandsvorsitzende nach pflichtgeméalRem
Ermessen.

(3) Verbandsrate konnen bei den Sitzungen eines Ausschusses, dem sie nicht angehoren, als
Zuhorer anwesend sein, auch wenn die Sitzung nicht 6ffentlich ist. Ein Mitspracherecht steht
ihnen nicht zu.

(4) Ist ein Verbandsrat gemall Art. 26 Abs. 1 KommZG/Art. 49 GO wegen Befangenheit von
Beratungen und Abstimmungen ausgeschlossen, so muss er den Sitzungsraum verlassen, wenn
Beratung und Abstimmung in nicht Offentlicher Sitzung erfolgen. Dies gilt auch fir die
Entscheidung uber die Voraussetzungen des Ausschlusses.

I1. Der Verbandsvorsitzende und seine Befugnisse

8 5 Verbandsvorsitzender

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstdnde der Verbandsversammlung vor
und vollzieht deren Beschlisse, soweit der Vollzug nicht anderen tbertragen ist. Falls er ihre
Beschliisse als rechtswidrig beanstandet und den Vollzug aussetzt, hat er die
Verbandsversammlung in der nachsten Sitzung zu verstandigen.

(2) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zustandigkeit die laufenden Angelegenheiten,
die fur den Verband keine grundsatzliche Bedeutung haben und Kkeine erheblichen
Verpflichtungen erwarten lassen. Laufende Angelegenheiten sind insbesondere:

1. nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen und dergleichen
abzuschlielende Geschéfte des taglichen Verkehrs,

2. im téglichen Verkehr sonst abzuschlielende Kauf-, Miet-, Pacht-, Werk-, Dienst- und
Gestattungsvertréage,

3. sonstige Geschéfte, die einen Geldwert von 5000,-- Euro im Einzelfall nicht bersteigen,
oder wiederkehrende Verpflichtungen, sofern die Gesamtverpflichtung 5000,-- Euro nicht
Ubersteigt,



4.  Vergaben von Bauauftrdgen, soweit sie den Betrag von 5000,-- Euro im Einzelfall nicht
ubersteigen.

§ 6 Unaufschiebbare Angelegenheiten

(1) Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsversammlung in ihrer nachsten Sitzung
uber die von ihm besorgten dringlichen Anordnungen und unaufschiebbaren Geschafte.

(2) Bei Notstanden im Betrieb oder dringlichen betriebstechnischen Malinahmen, die erhebliche
Verpflichtungen  erwarten lassen, hat der Verbandsvorsitzende umgehend die
Verbandsversammlung zu einer Sitzung einzuberufen.

(3) Der Verbandsvorsitzende ist berechtigt, an die Wasserabnehmer des Verbandes das von

diesen zur Aufrechterhaltung ihrer Wasserversorgung dringend bendtigte technische Material
gegen angemessenes Entgelt zu verduRern.

8 7 Personalangelegenheiten

(1) In Personalangelegenheiten hat der Verbandsvorsitzende insbesondere folgende Aufgaben:

=

Fuhrung der Dienstaufsicht und Austibung der Gbrigen Befugnisse eines VVorgesetzten;

2. die Entscheidung Uber die Ernennung, Beférderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung
an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des
Zweckverbands bis zur Besoldungsgruppe A 8;

3. die Entscheidung Uber die Einstellung, Hohergruppierung, Abordnung, Versetzung,
Zuweisung an einen Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung
von Arbeitnehmern des Zweckverbands bis zur Entgeltgruppe 8 des TV6D oder bis zu
einem entsprechenden Entgelt;

4. Regelung der Stellvertretung fur den Geschaftsleiter / die Geschéftsleiterin und den
Betriebsleiter / die Betriebsleiterin im Einvernehmen mit der Verbandsversammlung;

5.  Regelung aller innerdienstlicher Angelegenheiten, wie den Erlass allgemeiner

Dienstanweisungen oder von Geschaftsverteilungsplédnen, sowie den Abschluss von

Betriebsvereinbarungen mit dem Personalrat / Betriebsrat.

(2) Der Verbandsvorsitzende ist berechtigt, im Rahmen der zur Verfugung stehenden Stellen und
Mittel Hilfskrafte voribergehend zu beschéftigen.

(3) Die Verbandsversammlung ist insbesondere zustandig fur

1.  die Entscheidung Uber die Ernennung, Beforderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung
an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des



Zweckverbands ab Besoldungsgruppe A 9, soweit diese Befugnisse nicht auf einen
Ausschuss Ubertragen sind;

2. die Entscheidung tber die Einstellung, Hohergruppierung, Abordnung, Versetzung,
Zuweisung an einen Dritten, Beschéftigung mittels Personalgestellung und Entlassung
von Arbeitnehmern des Zweckverbands ab Entgeltgruppe 9 des TV6D oder ab einem
entsprechenden Entgelt, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss (berragen
sind;

3. die Entscheidung Uber Altersteilzeit der Beamten und Arbeitnehmer.

8§ 8 Kassen und Rechnungswesen

(1) Der Verbandsvorsitzende ist zur Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des
haushaltsmaRig festgesetzten Hochstbetrages befugt.

(2) Der Verbandsvorsitzende bestellt den Kassenaufsichtsbeamten. Er hat sich laufend uber den
Zustand und die Fidhrung der Verbandskasse zu unterrichten. Die regelméaRigen
Kassenprifungen obliegen dem bestellten Kassenaufsichtsbeamten; die unvermuteten
Kassenpriifungen sind von dem Verbandsvorsitzenden vorzunehmen.

§ 9 Ubertragung von Befugnissen

(1) Dem Verbandsvorsitzenden stehen fiir seine Geschafte die Bediensteten des Zweckverbandes
zur Seite.

(2) Der Verbandsvorsitzende kann seine  Befugnisse in Angelegenheiten der laufenden
Verwaltung und der technischen Betriebsfiihrung sowie beim Vollzug der Beschlisse der
Verbandsversammlung allgemein fiir ndher bezeichnete Aufgabenkreise oder von Fall zu Fall fiir
einzelne Angelegenheiten dem Geschéftsleiter / der Geschéftsleiterin  oder anderen
Verbandsbediensteten ibertragen und insoweit Zeichnungsbefugnis erteilen.

(3) Soweit Verpflichtungserklarungen fir den Zweckverband im Einzelfall nicht erheblich sind,
kann der Geschaftsleiter / die Geschaftsleiterin von dem Verbandsvorsitzenden allgemein oder

im Einzelfall bevollmé&chtigt werden; dies gilt nicht fur die Verpflichtung zu wiederkehrenden
Leistungen.

§ 10 unbelegt

§ 11 unbelegt



I11. Geschaftsgang

8§ 12 Geschaftsgang; Vorbereitung der Verbandsversammlung

(1) Verbandsversammlung und Verbandsvorsitzender sorgen fur den ordnungsgemélRen Gang
der Geschafte, insbesondere flr den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften und die Durchfiihrung
der staatlichen Anordnungen.

(2) Die Verbandsversammlung beschlie3t in Sitzungen. Eine Beschlussfassung durch mundliche
Befragung aulRerhalb der Sitzungen oder in so genannten Umlaufverfahren ist ausgeschlossen.

(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind verpflichtet, an den Sitzungen und
Abstimmungen teilzunehmen. Im Falle ihrer Verhinderung sorgen sie fiir die Teilnahme ihres
Stellvertreters. Wenn beide verhindert sind, ist dies rechtzeitig vor Beginn der Sitzung dem
Verbandsvorsitzenden mitzuteilen.

(4) Die Einberufung der Verbandsversammlung richtet sich nach dem KommZG und der
Verbandssatzung. Die Ladungsfrist betragt 10 Tage.

(5) Der Verbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung fur die Verbandsversammlung fest.

(6) In fachtechnischen Angelegenheiten von besonderer Bedeutung holt der Verbandsvorsitzende
rechtzeitig flr die Beratung schriftliche Stellungnahmen der Fachbehérden ein.

(7) Die Behandlung von Angelegenheiten in der Verbandsversammlung kann von jedem
Verbandsrat schriftlich beantragt werden. Der Antrag ist zu begriinden und muss 15 Tage vor der
Sitzung bei dem Verbandsvorsitzenden vorliegen.

(8) Ob spater eingehende Antrage bei der auf die Antragstellung folgenden Sitzung behandelt
werden, entscheidet die Verbandsversammlung. Ebenso entscheidet sie, ob ber einen vor oder
wéhrend der Sitzung als dringend gestellten Antrag beraten und abgestimmt werden soll. Nicht
rechtzeitig gestellte Antrége, die Ermittlungen oder Uberpriifungen, die Beiziehung von Akten
oder die Befragung nicht anwesender Personen notwendig machen, mussen auf Antrag eines
Verbandsrates bis zur néchsten Verbandsversammlung zurtickgestellt werden.

§ 13 Sitzungsverlauf



(1) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen in der Verbandsversammlung und handhabt die
Ordnung wéhrend der Sitzung.

(2) Zu den offentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung haben Zuhdrer nach Maligabe des
verfigbaren Raumes Zutritt. Soweit erforderlich, wird der Zutritt durch die Ausgabe von
Platzkarten geregelt.

(3) Fur Presse und Medien ist stets die erforderliche Zahl von Platzen freizuhalten. Ton- und
Bildaufnahmen koénnen von dem Vorsitzenden zugelassen werden, wenn kein Verbandsrat
widerspricht.

(4) Zuhorer / Zuhorerinnen, die den Verlauf der Sitzung durch Eingreifen in die Verhandlung
oder durch ungebthrliches Verhalten stéren, kénnen durch den Vorsitzenden aus dem
Sitzungssaal gewiesen werden.

(5) Die Verbandsversammlung tagt grundsatzlich ¢ffentlich. In nicht 6ffentlicher Sitzung werden
behandelt

1.  Personalangelegenheiten,

2. Vertrage in Grundstiicksangelegenheiten,

3. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben, nach der
Natur der Sache erforderlich oder durch die Verbandsversammlung beschlossen ist,
insbesondere Wirtschaftsangelegenheiten Dritter.

Uber den Ausschluss der Offentlichkeit wird in nicht 6ffentlicher Sitzung beraten und
entschieden.

8§ 14 Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) Nach der Berichterstattung und dem Vortrag der Sachverstandigen erdffnet der Vorsitzende
die Beratung. Zu Sitzungsgegenstanden, die ein Ausschuss vorbehandelt hat, ist der Bericht / das
Gutachten des Ausschusses bekannt zu geben.

(2) Ein Verbandsrat oder ein Behordenvertreter /eine Behdrdenvertreterin darf in der
Verbandsversammlung nur dann sprechen, wenn ihm der das Wort erteilt hat. Er erteilt das Wort
in der Reihenfolge der Wortmeldungen, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach Ermessen. Er kann
jederzeit selbst das Wort ergreifen.

(3) Die Redner / Rednerinnen sprechen von ihrem Platz aus; die Anrede ist an den Vorsitzenden
und die Verbandsrate, nicht an die Zuhérer / Zuhorerinnen zu richten. Die Redner / Rednerinnen
haben sich an den zur Beratung stehenden Gegenstand zu halten und nicht vom Thema
abzuweichen.

(4) Wahrend der Beratung sind nur zuldssig



1.  Antrdge zur Geschaftsordnung, fur die das Wort aul3er der Reihe sofort zu erteilen ist und
tber die sofort zu beraten und zu entscheiden ist,
2.  Zusatz- und Anderungsantrage oder Antrage auf Zuriickziehung.

(5) Der und der Antragsteller / die Antragstellerin haben das Recht zur Schluss&duRerung.

(6) Bei Verletzung der vorstehenden Grundregeln ist der VVorsitzende berechtigt, zur Ordnung zu
rufen, auf den VerstolR aufmerksam zu machen und bei weiterer Nichtbeachtung das Wort zu
entziehen.

(7) Falls Ruhe und Ordnung nicht anders wiederherzustellen sind, kann der Vorsitzende die
Sitzung unterbrechen oder aufheben. Eine unterbrochene Sitzung ist spatestens am ndchsten
Werktag fortzusetzen; einer neuerlichen Ladung bedarf es nicht. Die Beratung ist an dem Punkt
fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde.

8§ 15 Abstimmungen (und Wahlen)
(1) Nach dem Schluss der Beratung lasst der VVorsitzende abstimmen.

(2) Stehen mehrere Antrdge zur Abstimmung, so wird Uber sie in der folgenden Reihenfolge
abgestimmt:

1.  Antrage zur Geschaftsordnung;

2. weitergehende Antrage; das sind Antrdge, die voraussichtlich einen groéfieren Aufwand
erfordern oder einschneidendere MaRnahmen zum Gegenstand haben;

3. friher gestellte Antrage vor spéater gestellten, sofern der spater gestellte Antrag nicht
unter die Nrn. 1 oder 2 fallt.

(3) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende die Abstimmungsfrage so zu formulieren, dass
sie mit ,,Ja” oder ,,Nein” beantwortet werden kann.

(4) Es wird grundsatzlich durch Handaufheben abgestimmt.

(5) Wenn das Ergebnis der Abstimmung nicht eindeutig feststellbar ist oder wenn Verbandsrate,
die zusammen mindestens ein Viertel der Stimmen in der Verbandsversammlung vertreten, es
verlangen, ist namentlich nach Aufruf abzustimmen.

(6) Der Vorsitzende zahlt die Stimmen. Er kann sich bei der namentlichen Abstimmung eines
Ausschusses bedienen, den er nach Vorschldagen aus der Mitte der Verbandsversammlung
bestellt. Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben und
in der Niederschrift festzuhalten.

(8) Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden.



§ 16 Wahlen

Wahlen werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. Auf die Vorschriften in der
Verbandssatzung sowie der Gemeindeordnung wird hierzu verwiesen.

§ 17 Sitzungsniederschrift

(1) Uber jede Sitzung der Verbandsversammlung ist eine vollstandige Niederschrift zu fertigen,
fur deren Richtigkeit der Vorsitzende verantwortlich ist. Er bestimmt den Schriftfiihrer / die
Schriftfihrerin.

(2) Die Niederschrift muss Tag, Zeit und Ort der Verbandsversammlung, die anwesenden
Vertreter / Vertreterinnen der Verbandsmitglieder und der beteiligten Behorden sowie die
sonstigen beteiligten Personen enthalten. Sie hat den Ablauf der Sitzung in der zeitlichen Folge
zu schildern, wobei gestellte Antrdge aufzunehmen, Beschlusse wortlich wiederzugeben und
Abstimmungsergebnisse festzuhalten sind.

(3) Die Niederschrift ist nach Fertigstellung von dem Schriftfihrer / der Schriftfuhrerin und dem
Vorsitzenden zu unterzeichnen.

(4) Jedem Verbandsmitglied und der Aufsichtsbehorde ist ein Abdruck der Niederschrift zu
ubermitteln. Fir die Einsichtnahme und Abschrifterteilung gilt Art. 54 Abs. 3 GO.

8§ 18 Geschéftsgang der Ausschiisse

Fur den Geschéaftsgang der Ausschusse gelten die Bestimmungen fiir die Verbandsversammlung
entsprechend.

§ 19 Bekanntmachungen

(1) Satzungen wund Verordnungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt der
Aufsichtsbehérde bekanntgemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der fir die
Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin.

(2) Sonstige Offentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsublicher Weise
vorzunehmen. Die Aufsichtsbehdrde kann darlber hinaus eine Veroffentlichung in ihrem
Amtsblatt anordnen.



§ 20 Anderungen der Geschaftsordnung

Vorstehende Geschéftsordnung kann durch Beschluss der Verbandsversammlung geéndert
werden.

§ 21 Verteilen der Geschaftsordnung

Den Verbandsraten und ihren Stellvertretern / Stellvertreterinnen ist ein Exemplar der geltenden
Geschéftsordnung auszuhéndigen.

8§ 22 Inkrafttreten

(1) Diese Geschaftsordnung tritt am 10. Juli 2014 in Kraft.

Seybothenreuth, 10. Juli 2014

Reinhard PreiBinger
Verbandsvorsitzender



	Geschäftsordnung des Zweckverbands  
	I. Die Verbandsversammlung und ihre Ausschüsse 
	 
	§ 1 Verbandsversammlung 
	§ 2 nicht belegt 
	§ 3 Weitere Ausschüsse 
	 
	§ 4 Verbandsräte 

	II. Der Verbandsvorsitzende und seine Befugnisse 
	 
	§ 5  Verbandsvorsitzender 
	§ 6 Unaufschiebbare Angelegenheiten 
	§ 7  Personalangelegenheiten 
	 
	§ 8 Kassen und Rechnungswesen 
	§ 9 Übertragung von Befugnissen 
	§ 10 unbelegt 
	§ 11 unbelegt 

	III. Geschäftsgang 
	 
	§ 12 Geschäftsgang; Vorbereitung der Verbandsversammlung 
	§ 13 Sitzungsverlauf 
	§ 14 Beratung der Sitzungsgegenstände 
	§ 15 Abstimmungen (und Wahlen) 
	§ 16 Wahlen 
	§ 17 Sitzungsniederschrift 
	§ 18 Geschäftsgang der Ausschüsse 
	§ 19 Bekanntmachungen 
	§ 20 Änderungen der Geschäftsordnung 
	§ 21 Verteilen der Geschäftsordnung 
	§ 22 Inkrafttreten 



